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über den Ausbau der Anfallverſicherung. 
Vom 3. Oktober 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes 
vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 34 werden hinter dem Wort „Pflegeanſtalten“ eingefügt die Worte „und Einrichtungen 
für Berufsfürſorge“. 
2. Im 8 142 fallen fort die Worte „die Mitglieder der Ausſchüſſe zur Entſcheidung über Ein⸗ 
ſprüche nach 8 1000 Abſ. 2 und über Widerſprüche nach $ 1023 Abſ. 1,“ 
3. 8 537 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſatz 1 werden hinter Nr. 4 folgende Nummern eingefügt: 

4a. der Betrieb der Feuerwehren und Betriebe zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen, 

4b. Krankenhäuſer, Heil- und Pflegeanſtalten, Entbindungsheime und ſonſtige Anſtalten, 
die Perſonen zur Kur oder Pflege aufnehmen, ferner Einrichtungen und Tätigkeiten 
in der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege und im Geſundheitsdienſte, 

4c. Laboratorien für naturwiſſenſchaftliche, mediziniſche oder techniſche Unterſuchungen und 
Verſuche, 

Ad. der Betrieb der Schauſpielunternehmungen, Schauſtellungen, Vorführungen, Muſik⸗ 
aufführungen und von Geſangs- und deklamatoriſchen Vorträgen, ſämtlich ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Kunſtwert der Leiſtungen, die Lichtſpielbetriebe (Herſtellung, Vertrieb und 
Vorführung von Lichtſpielſtreifen) und die Rundfunkſendebetriebe, 

b) im Abſatz 1 werden hinter Nr. 11 folgende Nummern eingefügt: 

12. Betriebe zur Bewachung von Betriebs- und Wohnſtätten, 

13. Lehrwerkſtätten, Fachſchulen, Schulungskurſe und ähnliche, der beruflichen Ausbildung 
dienende Einrichtungen, wenn und ſoweit fie ihrer Art nach den in Nr. 1 bis Ny. 12 
genannten Betrieben entſprechen. 

4. Im 8 538 wird hinter Nr. 3 folgende Nummer eingefügt: 
3a. Röntgeneinrichtungen verwenden, 
5. Hinter § 539 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 
§ 539 a 
Wenn bei einer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft der Küchenbetrieb oder der Betrieb zur Be⸗ 
handlung und Handhabung der Ware nach den 88 537 bis 539 der Unfallverſicherung unter⸗ 
liegt, erſtreckt ſich die Verſicherung auch auf das Bedienen der Gäſte. 
§ 539 b 
Gehört zu einem Unternehmen ein nach den SS 537 Abf. 1 Nr. 1 bis Nr. 12, 538 bis 
539 a verſicherter Betrieb, jo unterliegt der Verſicherung auch der kaufmänniſche und ver⸗ 
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waltende Teil des Unternehmens, ſoweit er den Zwecken des verſicherten Betriebs dient und 
zu ihm in einem dem Zwecke entſprechenden örtlichen Verhältnis ſteht. 


8 540 erhält in Nr. 1 Abſatz 2 Satz 5 folgende Faſſung: 


Einigen ſich die beteiligten Verſicherungsträger nicht, ſo entſcheidet auf Antrag das Landes⸗ 
verſicherungsamt. 


8 544 erhält folgende Faſſung: 


8 544 

Gegen Unfälle bei Betrieben, Tätigkeiten oder Einrichtungen, die nach den 88 537 bis 
542 der Verſicherung unterliegen (Betriebsunfälle), ſind verſichert 
1. Arbeiter, Gehilfen, Geſellen, Lehrlinge, 
2. Angeſtellte, 
wenn ſie in dieſen Betrieben, Tätigkeiten oder Einrichtungen beſchäftigt ſind. 

Als Arbeiter im Sinne des Abſ. 1 Nr. 1 gelten auch Perſonen, die in Einrichtungen der 
im $ 537 Abſ. 1 Nr. 13 genannten Art zu ihrer beruflichen Ausbildung beſchäftigt werden. 

Verbotswidriges Handeln ſchließt die Annahme eines Betriebsunfalls nicht aus. 


. Hinter $ 544 tritt: 


8 544 a 
Hat ein Verein einen Betrieb zur Hilfe bei Feuersnot oder anderen Unglücksfällen, ſo gel⸗ 
ten die in dieſem Betriebe tätigen Mitglieder als im Betriebe beſchäftigte Arbeiter oder An⸗ 
geſtellte, ohne Rückſicht darauf, ob der Verein rechtsfähig iſt oder nicht. 


8 545 erhält folgenden Wortlaut: 


§ 545 

Als Angeſtellte ($ 544 Abſ. 1 Nr. 2) in den nach 8 537 Abs. 1 Nu 4d verſicherten Be⸗ 
trieben gelten auch Perſonen, die zur Schauſtellung oder Vorführung artiſtiſcher Leiſtungen ver⸗ 
traglich verpflichtet ſind. 

Hinter § 545 treten folgende Vorſchriften: 
§ 545 a 

Als Beſchäftigung in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe (8 544 Abſ. 1) gilt 
der mit der Beſchäftigung in dieſem Betriebe zuſammenhängende Weg nach und von der Arbeits⸗ 
ſtätte. Das gilt nicht für die nach $ 544 Abſ. 2 verſicherten Pexſonen. 

Hat bei der Entſtehung eines Unfalls auf dem Wege nach und von der Arbeitsſtätte ein 
Verſchulden des Verſicherten mitgewirkt, ſo kann der Schadenerſatz ganz oder teilweiſe verſagt 
werden. 

§ 545 b 

Als Beſchäftigung in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe (§ 544 Abf. 1) gilt 
die mit der Beſchäftigung in dieſem Betriebe zuſammenhängende Verwahrung, Beförde⸗ 
rung, Inſtandhaltung und Erneuerung des Arbeitsgeräts, auch wenn es vom Verſicherten ge⸗ 
ſtellt wird. 

§ 545 C 

Die Vorſchriften der 88 545 a, 545 b über Betriebe gelten entſprechend für Tätigkeiten, die 
der Verſicherung unterliegen. f 
§ 548 erhält folgenden Wortlaut: 

8 548 
Die Satzung kann die Verſicherungspflicht erſtrecken 
1. auf Unternehmer ſowie Binnenlotſen, die ihr Gewerbe für eigene Rechnung betreiben, 
2. auf Hausgewerbtreibende, ihren mitarbeitenden Ehegatten und die von ihnen beſchäf⸗ 
tigten Perſonen. 
Im 8 549 tritt an die Stelle des Wortes „Betriebsunternehmer“ das Wort „Unternehmer“. 
§ 550 erhält folgende Faſſung: 
8 550 
Unternehmer ($ 633) ſowie Binnenlotſen, die ihr Gewerbe für eigene Rechnung betreiben, 
können ſich gegen die Folgen von Betriebsunfällen ſelbſt verſichern. 
§ 551 erhält folgende Faſſung: 
a § 551 
Die Vorſchriften der 88 548, 550 über die Verſicherung des Unternehmers gelten auch 
für ſeinen im Betriebe tätigen Ehegatten. 
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15. Im 8 552 wird in Nr. 1 „548 Nr. 3“ geſtrichen und wird in Nr. 3 das Wort „Beamten“ 


durch das Wort „Angeſtellten“ erſetzt. 


16. Hinter $ 553 wird eingefügt: 


13 


8 553 a 
Die Vorſchriften über die Entſchädigung von Betriebsunfällen finden auch Anwendung, 
wenn jemand, ohne rechtlich dazu verpflichtet zu ſein, unter Gefahr für Leben, Körper oder 
Geſundheit einen anderen aus gegenwärtiger Lebensgefahr rettet oder zu retten unternimmt 
und dabei einen Unfall erleidet. 


§ 554 wird wie folgt geändert: 
a) Hinter Nr. 5 des $ 554 werden folgende Nummern eingefügt: 

6. Mitglieder geiſtlicher Genoſſenſchafften und Schweſtern von Diakoniſſen-Mutterhäu⸗ 
ſern, wenn ihnen nach den Regeln ihrer Gemeinſchaft lebenslängliche Verſorgung ge⸗ 
währleiſtet it, 

7. Beamte anderer als der in Nr. 4 und 5 bezeichneten öffentlichen Körperſchaften oder 
von Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechtes, Schweſtern vom Roten Kreuz 
und in Feuerwehrbetrieben beſchäftigte Perſonen, ſämtlich, wenn ihnen nach Feſt⸗ 
ſtellung des Senats eine der geſetzlichen Unfallverſicherung entſprechende Verſor⸗ 
gung gewährleiſtet iſt. ü 

b) Hinter dem letzten Abſatz wird folgender Abſatz eingefügt: 

Scheidet eine verletzte, wegen Verſicherungsfreiheit aber aus der Unfallverſicherung 
nicht entſchädigte Perſon im Sinne des Abſ. 1 Nr. 6 aus der Gemeinſchaft aus, ſo kann 
ſie für die Zeit nach dem Ausſcheiden von der geiſtlichen Genoſſenſchaft oder dem Mutter⸗ 
hauſe die Leiſtungen verlangen, die ihr ohne die Verſicherungsfreiheit gegen den Träger 
der Unfallverſicherung zuſtehen würden. 


18. Hinter § 554 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


Ss 554 a 

Ein Unfall, den ein Beamter der Freien Stadt Danzig bei einer Lebensrettung (8 553 a) 
erleidet, gilt im Sinne des Unfallfürſorgegeſetzes für Beamte uſw. vom 18. Juni 1901 
(R. G. Bl. S. 211) und ſeine Anderungen als ein bei der Beſchäftigung in einem geſetzlich der 
Unfallverſicherung unterliegenden Betrieb im Dienſte erlittener Betriebsunfall. 

Ein Unfall, den ein Angehöriger der Polizei bei einer Lebensrettung (S 553 a) erleidet, 
gilt als Dienſtbeſchädigung im Sinne der hierfür geltenden Vorſchriften. 

Bei dieſen Unfällen findet eine Entſchädigung nach 8 583 a nicht ſtatt. 


§ 554 b 

Der Senat kann vorſchreiben, daß die Vorſchriften einer Gemeinde oder eines Gemeinde⸗ 
verbandes über die Verſorgung bei Dienſtunfall oder Dienſtbeſchädigung der Beamten An⸗ 
wendung finden, wenn ein Beamter der Körperſchaft bei einer Lebensrettung (8 553 a) einen 
Unfall erleidet. Dann entfällt die Entſchädigung nach § 553 a. 

Der Senat kann ferner vorſchreiben, daß bei ſolchen Unfällen die auf Grund der Unfall- 
verſicherung zu gewährenden Leiſtungen um den Betrag einer gleichzeitig zu gewährenden Ver⸗ 
ſorgung aus dem Anſtellungsverhältniſſe zu kürzen ſind. Er regelt dabei das Nähere. 


8 5540 
Was die SS 554 a, 554 b für Unfälle bei Lebensrettungen vorſchreiben, gilt entſprechend 
für Unfälle bei einem Betriebe zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen (8 537 Abſ. 1 Nr. 4a) 
und bei ehrenamtlicher Tätigkeit in der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege ($ 537 Abſ. 1 
Nr. 4b). f 


19. $ 558 erhält folgende Vorſchrift als Abſatz 2: 


Ferner kann bei Verletzung vom Beginne der vierzehnten Woche nach dem Unfall Berufs⸗ 
fürſorge gewährt werden. 


20. Hinter $ 558 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


§ 558 a 
Die Krankenbehandlung und die Berufsfürſorge ſollen ö 
1. die durch den Anfall hervorgerufene Geſundheitsſtörung oder Körperbeſchädigung und 
die durch den Unfall verurſachte Erwerbsunfähigkeit beſeitigen und eine Verſchlimme⸗ 
rung verhüten, za 
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2. den Verletzten zur Wiederaufnahme feines früheren Berufs oder, wenn das nicht möglich 
iſt, zur Aufnahme eines neuen Berufs befähigen und ihm zur Erlangung einer Arbeits⸗ 
ſtelle verhelfen. 

5 § 558 b 
Die Berufsfürſorge umfaßt 

1. berufliche Ausbildung zur Wiedergewinnung oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit, inſoweit 
der Verletzte durch den Unfall in der Ausübung ſeines Berufs oder eines Berufs, der ihm 
billigerweiſe zugemutet werden kann, weſentlich beeinträchtigt iſt, nötigenfalls Ausbildung 
für einen neuen Beruf, 

2. Hilfe zur Erlangung einer Arbeitsſtelle. 


§ 558 e 
Das Landesverſicherungsamt kann über die Durchführung der Berufsfürſorge Näheres 

beſtimmen. Die Vorſchriften des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der 
Faſſung vom 10. Februar 1938 (G. Bl. S. 57) bleiben unberührt. 
§ 559 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 1 tritt an Stelle der Zahl „570“ die Zahl „572“. 

b) Als Abſatz 2 wird angefügt: 

Die Rente erhöht ſich in den Fällen des § 559 a (Kinderzulage). 


22. Hinter 8 559 wird eingefügt: 


23. 
24. 


25. 


8 559 a a f 

Solange der Verletzte eine Rente von fünfzig oder mehr vom Hundert der Vollrente oder 
mehrere Renten aus der Unfallverſicherung bezieht, deren Hundertſätze zuſammen die Zahl 
fünfzig erreichen (Schwerverletzter), wird zu jeder Rente für jedes Kind bis zum vollendeten 
fünfzehnten Lebensjahre eine Kinderzulage in Höhe von zehn vom Hundert der Rente gewährt. 
Die Rente darf jedoch einſchließlich der Kinderzulagen den Jahresarbeitsverdienſt nicht über⸗ 
ſteigen; bei der Feſtſtellung dieſes Höchſtſatzes werden Zuſchläge, die mit Rückſicht auf die Kin⸗ 
derzahl gegeben werden, vom Jahresarbeitsverdienſte nicht abgezogen. 

Als Kinder gelten 1880 
die ehelichen Kinder, 
die für ehelich erklärten Kinder, 
die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 5 
die unehelichen Kinder eines männlichen Verſicherten, wenn ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt ift, 
die unehelichen Kinder einer Verſicherten. ı 

Jede Anderung der Rente durch Hinzutritt oder durch Ausſcheiden eines Kindes wirkt 

vom erſten Tage des auf die Anderung folgenden Monats ab. ı 

Zu der Rente einer Ehefrau wird für ſolche Kinder, welche eheliche Kinder des Ehe⸗ 
mannes ſind oder deren rechtliche Stellung haben, die Kinderzulage nicht gewährt, wenn die 
Verletzte ſich vor dem Unfall nachweisbar dem Unterhalt und der Pflege der Kinder ent⸗ 
zogen hat. N 

Sofern der Vater ſich nachweisbar dem Unterhalt und der Pflege feiner Kinder ent- 
zieht, wird die Kinderzulage demjenigen, der den tatſächlichen Unterhalt beſtreitet (Mutter, 
Pfleger), unmittelbar ausgehändigt. 
Abſ. 2 des 8 563 fällt fort. 
§ 567 erhält folgenden Abſatz 2: 

Erreicht der nach Abſ. 1 errechnete Jahresarbeitsverdienſt nicht den Geſamtbetrag an Ar⸗ 

beitsentgelt, den der Verletzte in dem Jahre vor dem Unfall tatſächlich verdient hat, ſo gilt 
dieſer Geſamtbetrag als Jahresarbeitsverdienſt. | 
Hinter $ 569 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 569 a ö 

Die Rente eines Verletzten, der zur Zeit des Unfalls noch nicht einundzwanzig Jahre alt 
war, richtet ſich, falls das für ihn günſtiger iſt, von der Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs ab nach dem Verdienſte, den ein gleichartiger, über einundzwanzig Jahre alter 
Beſchäftigter während des einundzwanzigſten Lebensjahrs des Verletzten im Betrieb oder in 
einem benachbarten Betriebe gleicher Art bezogen hat. Wenn bei dieſer neuen Feſtſtellung der 
Rente feſtſteht, daß der maßgebende gleichartige Beſchäftigte nach dem für ihn zu dieſer Zeit 
geltenden Tarifvertrage bei Erreichung eines ſpäteren Lebensjahrs einen höheren Verdienſt er- 


* ꝙ g = 


507 


Relen wird, ſo iſt die Feſtſtellung gleichzeitig dahin zu treffen, daß die Rente des Verletzten 
von der Erreichung dieſes Alters ab ſich entſprechend erhöht. Iſt ein gleichartiger Beſchäftigter 
nicht zu ermitteln, ſo iſt der Jahresarbeitsverdienſt für die Zeit von der Vollendung des einund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahrs ab nach billigem Ermeſſen feſtzuſetzen. 


§ 569 b ö 

Als Jahresarbeitsverdienſt gilt bei Verſicherten, die im Feuerwehrdienſt, in Betrieben zur 
Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen beſchäftigt ſind, ohne daß dieſe Beſchäftigung ihr Beruf iſt, 
bei den in der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege ehrenamtlich tätigen Perſonen ſowie bei 
Lebensrettern das Erwerbseinkommen, das ſie in dem Kalenderjahre vor dem Unfall gehabt 
haben. 

War der Verletzte in Da Kalenderjahre vor dem Unfall nicht im Hauptberuf erwerbs⸗ 
tätig oder erſcheint die Berechnung nach Abſ. 1 unbillig, jo wird der Jahresarbeitsverdienſt 
nach billigem Ermeſſen feſtgeſetzt. Dabei iſt ſeine Erwerbstätigkeit zur Zeit des Unfalls, ſeine 
Fähigkeit, Ausbildung und Lebensſtellung und, ſoweit er nicht gegen Entgelt tätig war, eine 
gleichartige oder vergleichbare Erwerbstätigkeit zu berückſichtigen. 

War der Verletzte zur Zeit des Unfalls noch in ſeiner Berufs⸗ oder Schulausbildung be⸗ 
griffen, jo iſt für die Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes ein Erwerbseinkommen zugrunde 
zu legen, wie es der Verletzte nach Vollendung ſeiner Ausbildung gehabt haben würde. 

Der 8 569 a gilt entſprechend. 
f § 569 0 

In den Fällen des 8 537 Abſ. 1 Nr. 13 gilt für die Berechnung des Jahresarbeitsver⸗ 
dienſtes, ſofern dies für den Verletzten günſtiger iſt, als Tag des Unfalls der Tag vor dem 
Eintritt in die dort bezeichneten e eee für Verletzte, die vor dem Eintritt arbeitslos 
waren, der $ 571 b. 


26. Hinter 8 571 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


27. 
28. 


8 571 a 
Wird zu der Rente eine Kinderzulage gewährt (8 559 a), jo bleiben bei 55 Berechnung 
des Jahresarbeitsverdienſtes Zuſchläge zum Entgelt, die mit Rückſicht auf die Kinderzahl gegeben 
werden, außer Anſatz. 
Die Rente wird unter Einrechnung der Kinderzuſchläge zum Entgelt, jedoch ohne Kinder⸗ 
zulagen nach 8 559 a gewährt, falls das für den Berechtigten günſtiger it. 


$ 571 b 


Iſt ein Verſicherter auf Grund der Beſtimmungen zu Pflicht⸗ oder Notſtandsarbeit her⸗ 
angezogen worden und hat er bei dieſer Arbeit einen Unfall erlitten, ſo gilt für die Berechnung 
des Jahresarbeitsverdienſtes, wenn dies für ihn günſtiger iſt, als Tag des Unfalls der letzte 
Arbeitstag vor Beginn ſeiner Erwerbsloſigkeit. Dies gilt auch, wenn er zuletzt in einem Betrieb 
oder bei einer Tätigkeit beſchäftigt war, die der Unfallverſicherung nicht unterlag. 

Ss 571 c 
Die Verſicherung erſtreckt ſich auf den Jahresarbeitsverdienſt bis zu einem Höchſtbetrage 
von 9000 Gulden. Die Satzung kann die Verſicherung darüber hinaus erſtrecken. 
Im 8 572 wird die Zahl „571“ durch die Zahl „571 0“ erſetzt. 


Im 8 577 Abſatz 1 Satz 5 tritt an Stelle des Wortes „Betriebsbeamte“ das Wort „An⸗ 
geſtellte“. 


. An die Stelle der §8 588 bis 592 treten Eutgibe Vorſchriften: 


8 588 

Die Witwe erhält eine Rente von einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes bis zu ihrem 
Tode oder ihrer Wiederverheiratung. Die Rente beträgt für Witwen, ſolange ſie durch Krank⸗ 
heit oder andere Gebrechen wenigſtens die Hälfte ihrer Erwerbsfähigkeit verloren haben, zwei 
Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes. Die Erhöhung wird nur gewährt, wenn die a 
kung der Erwerbsfähigkeit länger als drei Monate beſtanden hat. 

Heiratet die Witwe au ſo erhält ſie drei Fünftel des Jahresarbeitsverdienſtes als Ab⸗ 
findung. 


30. 
31. 


32. 
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§ 589 
Der Witwer erhält für die Dauer der Bedürftigkeit eine Rente von zwei Fünfteln des 
Jahresarbeitsverdienſtes bis zu ſeinem Tode oder ſeiner Wiederverheiratung, wenn die getötete 
Ehefrau ihn wegen ſeiner Erwerbsunfähigkeit ganz oder überwiegend aus ihrem Arbeitsver⸗ 
dienſt unterhalten hat. 
§ 590 
Die Witwe oder der Witwer haben keinen Anſpruch, wenn die Ehe erſt nach dem Unfall 
geſchloſſen worden und der Tod innerhalb des erſten Jahres der Ehe eingetreten iſt. 
Die Genoſſenſchaft kann unter beſonderen Umſtänden auch dann eine Rente gewähren. 


8 591 
Jedes Kind des Getöteten erhält eine Rente von einem Fünftel des Jahresarbeitsver⸗ 
dienſtes bis zum vollendeten fünfzehnten Lebensjahr. 
Heiratet das Kind, ſo fällt die Rente weg. 
Der § 559 a Abſ. 2 gilt entſprechend. 


§ 591 a 

Treffen für dasſelbe Kind die Vorausſetzungen für mehrere Waiſenrenten aus einem Ver⸗ 
ſicherungszweige zuſammen, ſo wird die Waiſenrente nur einmal gewährt, und zwar zum höheren 
Betrage. 

8 592 

Nach dem Tode einer verſicherten Ehefrau wird Waiſenrente an ihre Kinder, die eheliche 
Kinder des hinterbliebenen Ehemanns ſind oder deren rechtliche Stellung haben, nur gewährt, 
wenn die Verſtorbene den Unterhalt der Kinder ganz oder überwiegend beſtritten hat. 
§ 594 wird aufgehoben. 

Hinter § 595 wird eingefügt: 
Ss 595 a 

Hat die Witwe eines Schwerverletzten ($ 559a Abſ. 1) keinen Anſpruch auf Witwen: 
rente, weil der Tod des Verletzten nicht Folge eines Unfalls war, ſo erhält ſie als einmalige 
Witwenbeihilfe zwei Fünftel des Jahresar beitsverdienſtes. 

Die Witwenbeihilfe wird, wenn der Verſtorbene zur Zeit ſeines Todes mehrere Ver⸗ 
letztenrenten bezogen hat, von der Genoſſenſchaft gezahlt, welche die Rente nach dem höchſten 
Jahresarbeitsverdienſts gewährt hat. Sie wird nach dieſem Jahresarbeitsverdienſte berechnet. 
$ 596 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſatz 1 werden hinter dem Wort „Rente“ die Worte „und die Witwenbeihilfe“ 
eingefügt; 
b) Abſatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann Abweichendes beſtimmen. 
Im 8 606 treten hinter das Wort „betrifft,“ die Worte „oder eine Verpflichtung auf Grund 
des § 848 b“. 
Im 5 611 wird als Satz 2 zugefügt: 

Die Erhöhung der Witwenrente ($ 588 Abſ. 1 Satz 2) kann auch für eine Zeit bis zu 
drei Monaten vor der Anmeldung des Anſpruchs verlangt werden. 
Satz 1 des § 612 erhält folgende Faſſung: 

Koſten des Heilverfahrens, die Witwen beihilfen und Sterbegelder find binnen einer Woche 
nach ihrer Feſtſtellung, Renten im voraus in Monatsbeträgen zu zahlen. 
Satz 1 des § 613 wird wie folgt geändert: 

Die Rente wird noch für den vollen Monat gezahlt, in dem die Vorausſetzungen für ihren 
Fortfall oder ihr Ruhen eintreten. 

Im 8 616 wird folgender Abſatz 2 angefügt: 

Durch die Abfindung wird der Anſpruch auf Krankenbehandlung (§ 558 Nr. 1) nicht be⸗ 
rührt, ferner ſind Maßnahmen für Berufsfürſorge (§S 558 Abſ. 2) zuläſſig. Der Anſpruch auf 
Rente iſt trotz der Abfindung begründet, ſolange die Folgen des Anfalls nachträglich eine 
weſentliche Verſchlimmerung verurſachen. Als weſentlich gilt eine Verſchlimmerung nur, wenn 
dadurch die Erwerbsfähigkeit des Verletzten für länger als einen Monat um mehr als zehn 
vom Hundert weiter gemindert wird. Die Rente wird um den Betrag gekürzt, der bei Berech⸗ 
nung der Abfindung zugrunde gelegt war. 
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§ 620 erhält folgende Faſſung: N 
§ 620 : a 

Die Genoſſenſchaft braucht eine Entſchädigung nicht zurückzufordern, die ſie vor rechts⸗ 
kräftiger Entſcheidung zahlen mußte, oder die ſie zu Unrecht gezahlt hat. 


§ 623 erhält folgende Faſſung: 
S 623 

Die Berufsgenoſſenſchaften als Träger der Verſicherung umfaſſen die Unternehmer ($ 633) 
der verſicherten Betriebe und Tätigkeiten, ſoweit nicht die 88 624 bis 629 a anderes vor⸗ 
ſchreiben. g 
Hinter $ 627 wird eingefügt: 

8 627 a 

Die Freie Stadt Danzig iſt auch Träger der Verſicherung für die Betriebe der Feuer⸗ 
wehren und zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen, die nicht für ihre Rechnung gehen, und für die 
Anfälle beim Lebensretten. Das gilt nicht für Betriebe, die Beſtandteile eines anderen der Un⸗ 
fallverſicherung unterliegenden Betriebs ſind. f 

Der Senat kann die Unfallgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig mit der Durchführung 
dieſer Verſicherung beauftragen. Das Landesverſicherungsamt beſtimmt das Nähere. 

Hinter § 629 wird eingefügt: 
§ 629 a 

In den Fällen des $ 537 Abſ. 1 Nr. 13 kann das Landesverſicherungsamt den zuſtän⸗ 
digen Verſicherungsträger beſtimmen. 

Abſatz 1 des § 633 erhält folgende Faſſung: 

Unternehmer eines Betriebs oder einer Tätigkeit iſt derjenige, für deſſen Rechnung der 
Betrieb oder die Tätigkeit geht. 

Hinter § 656 wird eingefügt: 
§ 656 a 

Die Behörden, denen die Erteilung der Konzeſſion, der Erlaubnis oder des Wanderge⸗ 
werbeſcheines für die im 8 537 Abſ. 1 Nr. 4b und d, 12 bezeichneten Betriebe obliegt, ſind 
verpflichtet, die Genoſſenſchaft bei Ermittlung ſolcher Betriebe zu unterſtützen. Der Senat be⸗ 
ſtimmt das Nähere. 

Im s 677 Nr. 13 fällt fort „§ 548 Nr. 3,“. f 
Hinter § 688 wird eingefügt: 
8 688 a a 

Auf Antrag des Vorſtandes kann das Landesverſicherungsamt genehmigen, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaftsverſammlung oder Sektionsverſammlung ſchriftlich abſtimmt. 

Muß nach der Satzung eine Genoſſenſchaftsverſammlung oder Sektionsverſammlung zu 
beſtimmter Zeit oder innerhalb beſtimmter Zeit ſtattfinden, ſo kann das Landesverſicherungs⸗ 
amt auf Antrag des Vorſtandes genehmigen, daß die Genoſſenſchaftsverſammlung oder Sektions⸗ 
verſammlung ausnahmsweiſe ausfällt oder verſchoben wird. 

Hinter § 705 wird eingefügt: 
§ 705 a 

Beamter einer Berufsgenoſſenſchaft iſt, wer auf Lebenszeit mit Ruheſtandsverſorgung und 
Hinterbliebenenverſorgung angeſtellt iſt und hierüber eine Anſtellungsurkunde erhalten hat. Dieſe 
Beamten der Berufsgenoſſenſchaft haben die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staatsbe⸗ 
amten der Freien Stadt Danzig. Die Dienſtordnung gilt auch für dieſe Beamten, ſoweit ſich 
aus Vorſtehendem nichts anderes ergibt. 

Entgegenſtehende Vorſchriften der 88 690 bis 705 gelten inſoweit nicht. 

Abſatz 3 von § 731 fällt fort. 
Im 8 732 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: n f 

Überſteigt der Entgelt während der Beitragszeit im Jahresbetrage den im 8 571 feſt⸗ 


geſetzten Betrag, jo wird der Überſchuß nur angerechnet, ſoweit die Satzung die Verſicherung 
auf einen höheren Jahresarbeitsverdienſt erſtreckt hat. 
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8 738 erhält folgende Faſſung: 
8 733 
Die Satzung kann beſtimmen, daß für die Umlegung der Beiträge der wirklich verdiente 
Entgelt angerechnet wird. Enthält die Satzung eine ſolche Beſtimmung, ſo gilt ſie nicht für 
die Berechnung der Beiträge in den Fällen des § 537 Abſ. 1 Nr. 13, wenn ſie es nicht aus⸗ 
drücklich beſtimmt. 
$ 734 wird wie folgt geändert: 
a) Als Abſatz 1 wird nachſtehende Vorſchrift eingefügt: 
Die Satzung kann beſtimmen, daß ein einheitlicher Mindeſtbeitrag erhoben wird. Das 
Landesverſicherungsamt beſtimmt darüber Näheres. 
b) Der bisherige Abſatz 1 wird Abſatz 2. 
Hinter $ 735 wird eingefügt: 
§ 735a 
Die Mittel zur Deckung der Entſchädigungsbeträge und Verwaltungskoſten, die dem Ver⸗ 
ſicherungsträger für die im 8 537 Abſ. 1 Nr. Ab verſicherten Betriebe und Tätigkeiten bei Un 
fällen aus Kleinbetrieben und Tätigkeiten in der Wohlfahrtspflege und dem Geſundheitsdienſt 
erwachſen, werden wie bei den übrigen Mitgliedern des Verſicherungsträgers als Beiträge auf 
die Unternehmer der Betriebe und Tätigkeiten umgelegt. Ergibt ſich, daß die Koſten der Auf⸗ 
bringung in einem Mißverhältnis zu den Aufwendungen für die Entſchädigungen ſtehen würden, 
ſo trägt die Freie Stadt Danzig die Beiträge. Der Senat kann dieſe Beiträge nach dem 
Verhältnis der Bevölkerung jährlich auf die Gemeinden umlegen. 
Im Abſatz 1 des 8 736 werden hinter dem Wort „Unfallverletzte,“ eingefügt die Worte 
„zur Schaffung von Einrichtungen zur Berufsfürſorge,“. 
Im 8 740 fällt Abſatz 2 fort. 
8 743 erhält folgende Faſſung: 
8 743 
Die Rücklage ift bis zur Höhe des Dreifachen der Entſchädigungsbeträge anzuſammeln. Bis 
die Rücklage dieſe Höhe erreicht hat, ſind alljährlich fünf vom Hundert der Entſchädigungsbe⸗ 
träge in die Rücklage einzulegen; die Zinſen fließen bis dahin der Rücklage zu. 
Im Abſatz 2 des § 749 fällt fort „§ 731 Abſ. 3,“; ſtatt der Zahl „842,“ tritt die Zahl 
„835“; ferner fallen fort „für Verſicherungsgenoſſenſchaften 8 731 Abſ. 3, § 842 Abſ. 2%, 
$ 750 wird wie folgt geändert: 
Im Abſatz 2 Nr. 1 werden hinter dem Worte „Verſicherten“ eingefügt „„die Zahl ihrer 
Arbeitstage“. 
Hinter $ 754 wird eingefügt: 
8 754a 
Auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes kann das Landesverſicherungsamt, unbeſchadet 
des § 28 Abſ. 1 Satz 1, Geſchäftsführer der Berufsgenoſſenſchaften ermächtigen, die Auszüge 
aus den Heberollen und die Einforderungen von Beitragsvorſchüſſen durch die Klauſel: 
„Ausgefertigt zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung“ 
für vollſtreckbar zu erklären. Solche vollſtreckbaren Ausfertigungen ſtehen den in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten ergangenen Urteilen gleich. Aus ihnen findet die Zwangsvollſtreckung nach 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt; der Mahnung des Schuldners bedarf es auch 
dann nicht, wenn dem Beitreibungsverfahren nach der Satzung ein Mahnverfahren voranzu⸗ 
gehen hat. 
Über Einwendungen des Schuldners, welche die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel be⸗ 
treffen, entſcheidet der Genoſſenſchaftsvorſtand. Gegen die Entſcheidung des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtandes findet binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde an das Landesverſicherungs⸗ 


amt ſtatt. 


Im 0 798 Nr. 1 wird geſtrichen „gegen feſte Prämien nach einem Prämientarif (88 799 bis 

824)“ . KEN 

In der Überſchrift über 8 799 wird das Wort „Prämien“ durch das Wort „Beiträge“ erſetzt. 

$ 799 wird wie folgt geändert: N 

a) Im Abſatz 1 treten an die Stelle der Worte „der von der oberſten Verwaltungsbehörde 
beſtimmten Behörde, in deren Bezirke die Bauarbeiten ausgeführt werden,“ die Worte 
„dem Genoſſenſchaftsvorſtand“; . 
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b) Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Form für den Nachweis beſtimmt der Vorſtand. Er kann auch weitere Angaben 
fordern, die zur Berechnung der Beiträge notwendig ſind und kann verlangen, daß die Nachweiſe 
in anderen als monatlichen Zwiſchenräumen eingereicht werden. 


$ 800 erhält folgende Faſſung: 
8 800 

Iſt der Nachweis verſäumt oder unvollſtändig, ſo ſtellt ihn der Genoſſenſchaftsvorſtand 
ſelbſt auf oder ergänzt ihn nach eigener Kenntnis der Verhältniſſe. 

Er kann zu dieſem Zwecke den Verpflichteten durch Zwangsſtrafe in Geld anhalten, binnen 
einer feſtgeſetzten Friſt Auskunft zu geben. 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand kann eine vom Senat beſtimmte Behörde, in deren Bezirke 
die Bauarbeiten ausgeführt werden, um die Aufſtellung oder Ergänzung des Nachweiſes oder 
um Auskunft erſuchen. Auch die Behörde kann den Verpflichteten zur Auskunft anhalten; Abſ. 2 
gilt entſprechend. 


§ 801 erhält folgenden Wortlaut: 
8 801 
Die für die Erteilung der Bauerlaubniſſe zuſtändigen Behörden ſind verpflichtet, dem Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtand von jeder Bauerlaubnis unter Bezeichnung des Bauherrn, des Ortes und 
der Art der Bauarbeit binnen acht Tagen Nachricht zu geben. | 


§ 802 erhält folgenden Wortlaut: 
i 8 802 

Für die Berechnung der Beiträge und das geſamte Beitragsverfahren gelten im übrigen die 
entſprechenden Vorſchriften für gewerbsmäßige Betriebe. Dabei iſt die jeweils letzte Umlage 
ſolange Grundlage für die Beitragsausſchreibungen, als eine neue Umlage nicht feſtgeſetzt iſt. 
Die Genoſſenſchaft kann die Beiträge auch für kürzere Zeiträume als jährlich ausſchreiben und 
einziehen. 

Der Gefahrtarif kann für nicht gewerbsmäßige Bauarbeiten beſondere Zuſchläge feſtſetzen. 
Die 88 803 bis 808 fallen fort. 


§ 809 erhält folgende Faſſung: 
8 809 
Dem Unternehmer iſt ein Auszug aus der Heberolle mit der Aufforderung zuzuſtellen, den 
Beitrag zur Vermeidung der Zwangsbeitreibung ſowie bei freiwilliger Verſicherung zur Ver⸗ 
meidung des Ausſchluſſes, ſoweit dies die Satzung zuläßt, binnen zwei Wochen einzuzahlen. 
§ 810 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 810 
Der 8 754 a gilt entſprechend. 
§ 811 fällt fort. 
Der 8 812 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſatz 1 wird das Wort „Prämienberechnung“ durch das Wort „Beitragsberechnung“ 
erſetzt; ö 
b) im Abſatz 2 tritt an Stelle der Beſtimmung „ſo gelten für die Prämien dieſelben Vor⸗ 
ſchriften wie für die Beiträge an die Genoſſenſchaft (88 756, 757)“ die Beſtimmung 
„ſo gelten die 88 756, 757 entſprechend“. 
§ 813 fällt fort. 
Im 8 814 wird der erſte Halbſatz wie folgt geändert: 
Binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des Auszuges aus der Heberolle kann der Zahlungs⸗ 
pflichtige gegen die Beitragsberechnung bei dem Genoſſenſchaftsvorſtand Einſpruch erheben; 
§ 815 erhält folgende Faſſung: l 
8 815 


Der Einſpruch kann, vorbehaltlich des 8 814 Satz 2, nur geſtützt werden auf 


Rechenfehler, 

unrichtigen Anſatz des Entgelts, 

unrichtige Anwendung der Berechnungsbeſtimmungen, 

die Behauptung, daß keine Pflicht zur Entrichtung von Beiträgen beſtehe. 
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Auf unrichtigen Anſatz des Entgelts kann der Einſpruch nicht geſtützt werden, wenn der 
Genoſſenſchaftsvorſtand oder die Behörde wegen Säumigkeit des Verpflichteten den Nachweis 
ſelbſt aufgeſtellt oder ergänzt hat (8 800 Abſ. 1, 3). 
§ 816 fällt fort. . 
Im 8 817 tritt an Stelle der Zahl „816“ die Zahl „815“. 
Im 8 818 treten an Stelle des Wortes „Prämien“ das Wort „Beiträge“, an Stelle der Worte 
„des nächſten Prämientarifs“ die Worte „der nächſten Beitragsberechnung“. 
Im 5 819 wird das Wort „Prämien“ durch das Wort „Beiträge“ erſetzt. 


Im 8 820 wird das Wort „Prämien“ durch das Wort „Beiträge“ erſetzt. 


Im 8 822 wird das Wort „Prämien“ durch das Wort „Beiträgen“ erſetzt. 
§ 823 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſatz 1 und 2 tritt an Stelle des Wortes „Prämien“ das Wort „Beiträge“; 
b) Abſatz 3 lautet: 
Für ſolche Fälle ſind die Vorſchriften über die Monatsnachweiſe (8$ 799, 800) und 
die Berechnung und Einziehung der Beiträge ($$ 802 bis 810) nicht anzuwenden. 
Im 8 824 wird das Wort „Prämien“ erſetzt durch das Wort „Beiträgen“. 
Im 8 832 fällt der Hinweis: „(§ 804)“ fort. 
Im Siebenten Abſchnitt fallen fort: 
a) die Überſchrift: 
II. Zweiganſtalten für Halten von Reittieren und Fahrzeugen., 
b) die SS 836 bis 842. 
§ 843 wird wie folgt geändert: 
a) Die Worte „die Genoſſenſchaften“ werden erſetzt durch die Worte „die Träger der Unfall⸗ 
verſicherung“; 
b) Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

2. Rentenzuſchuß⸗ und Ruhegeldkaſſen oder eine beſondere Verſicherung gegen Unfälle für 
Mitglieder der Genoſſenſchaft, Verſicherte, Genoſſenſchaftsangeſtellte ſowie für die An⸗ 
gehörigen dieſer Perſonen. 

§ 846 erhält folgende Faſſung: 
8 846 

Das Landesverſicherungsamt führt die Aufſicht, ſoweit Genoſſenſchaften Träger der Ver⸗ 
ſicherung ſind. | 
Im 8 847 wird das Wort „Genoſſenſchaften“ erſetzt durch die Worte „die Träger der Ver⸗ 
ſicherung“. f 
Im Neunten Abſchnitt der Gewerbe⸗Unfallverſicherung werden hinter der Überſchrift „Anfall⸗ 
verhütung. Überwachung.“ folgende Vorſchriften eingefügt: 


J. Allgemeines. 
§ 848 
Die Berufsgenoſſenſchaften müſſen dafür ſorgen, daß, ſoweit es nach dem Stande der Ted)- 
nik und der Heilkunde und nach der Leiſtungsfähigkeit der Wirtſchaft möglich iſt, Unfälle ver⸗ 
hütet werden und bei Unfällen dem Verletzten eine wirkſame erſte Hilfe zuteil wird. 
Im Neunten Abſchnitt der Gewerbe⸗Anfallverſicherung wird die bisherige Ziffer I Ziffer II, 
die bisherige Ziffer II Ziffer III, die bisherige Ziffer III Ziffer IV. 
Der bisherige $ 848 wird $ 848 a. 
Im neuen 8 848 a fällt Abſatz 4 fort. 
Hinter § 848 a wird eingefügt: 
S 848 b 
In den Anfallverhütungsvorſchriften können den Mitgliedern Verpflichtungen für die erſte 
Hilfe bei Anfällen und den Verletzten Verpflichtungen für ihr Verhalten bei Unfällen auferlegt 
werden. f 
Dem $ 875 werden folgende Vorſchriften als Abſatz 2 bis 4 angefügt: 
Die Anſtellung techniſcher Aufſichtsbeamter bedarf der Genehmigung des Landesverſiche⸗ 


rungsamts. 
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Das Landesverſicherungsamt kann für die Anſtellung techniſcher Aufſichtsbeamter den Nach⸗ 
weis einer beſtimmten Vorbildung verlangen. Es kann auch verlangen, daß techniſchen Aufſichts⸗ 
beamten nur aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden darf. 

Das Landesverſicherungsamt kann für techniſche Aufſichtsbeamte Beſtimmungen über ihr 
Zuſammenwirken mit den Betriebsvertretungen erlaſſen. 

91. Abſatz 2 von 8 883 erhält folgende Faſſung: 

Der Genoſſenſchaftsvorſtand hat über die Durchführung der Unfallverhütungsvorſchriften 
und die Maßnahmen für die erſte Hilfe dem Landesverſicherungsamt zu berichten und den 
ſtaatlichen Aufſichtsbeamten ($ 139 b der Gewerbeordnung) auf Erſuchen Mitteilung zu machen. 

92. 8 889 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle der Worte „vom Reichsverſicherungsamte beauftragten ſtändigen Mit⸗ 
gliedern des Reichsverſicherungsamts“ treten die Worte „Beauftragten des Landesverſiche⸗ 
rungsamts“; 

b) an die Stelle des Hinweiſes „(8 848)“ tritt der Hinweis „(S 848 a)‘; 

e) an die Stelle des Wortes „Reichsverſicherungsamt“ tritt das Wort „Landesverſicherungs⸗ 
amt“. 

93. $ 894 wird wie folgt geändert: == 

a) An die Stelle des Hinweiſes „(S8 783 bis 842)“ tritt der Hinweis „(SS 783 bis 835)"; 

b) die Worte „die Vorſchriften über weitere Einrichtungen (S8 843 bis 847)“ fallen fort; 

e) die Zahl „848“ wird abgeändert in „848 a“. 

94. 8 896 erhält folgenden Wortlaut: 
8.896 

Der Senat kann vorſchreiben, daß und wie der Verſicherungsträger für Betriebe der Feuer⸗ 
wehren und zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen ſowie für Lebensretter ſeine Aufwendungen 
auf die beteiligten Gemeinden oder Gemeindeverbände umlegt. Dabei dürfen die Verſicherten 
oder die aus Verſicherten beſtehenden Vereine zur Hilfeleiſtung bei Feuersnot oder anderen Un⸗ 
glücksfällen nicht zu Beiträgen herangezogen werden. 5 

95. Im 8 898 wird der Hinweis: „(Ss 588 bis 594)“ abgeändert in „(Ss 588 bis 593)“. 
96. Dem 8 899 werden folgende Vorſchriften als Abſatz 2 und 3 angefügt: 

Bei Unfällen im Feuerwehrbetriebe gilt das gleiche ferner für Erſatzanſprüche Ver⸗ 
ſicherter und ihrer Hinterbliebenen gegen Feuerwehrvereine und ihre Vorſtände, die Mitglieder 
von Pflicht⸗ und freiwilligen Feuerwehren, die beigezogenen Löſchpflichtigen, die freiwillig 
beim Feuerwehrdienſte helfender Perſonen ſowie alle beim Tätigwerden der Feuerwehr mit Be⸗ 
fehlsgewalt ausgeſtatteten Perſonen. 

Bei Unfällen in Betrieben zur Hilfeleiſtung bei Unglücksfällen gilt Abſ. 2 entſprechend. 

97. In Nr. 1 des 8 908 wird an Stelle der Worte „Beitrags- oder Prämienberechnung“ das Wort 
„Beitragsberechnung“ geſetzt. 
98. In Nr. 3 des 8 909 wird an Stelle des Wortes „Prämien“ das Wort „Beiträge“ geſetzt. 
99. Im 8 911 fallen die Worte „oder Prämien“ fort. 
100. $ 915 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 915 

Der Unfallverſicherung unterliegen 

a) die landwirtſchaftlichen Betriebe, 

b) Lehrwerkſtätten, Fachſchulen, Schulungskurſe und ähnliche Einrichtungen, die der beruflichen 

Ausbildung für landwirtſchaftliche Betriebe dienen. 

Das Landesverſicherungsamt kann beſtimmen, welche Betriebszweige als landwirtſchaftliche 
Betriebe gelten. 

101. Die 88 922 bis 929 werden aufgehoben. 
102. Hinter $ 921 treten folgende Vorſchriften: 
| 8 922 

Für den Umfang der Verſicherung gelten im übrigen die 8s 589 b, 542 bis 554 aus 

der gewerblichen Unfallverſicherung entſprechend. 
$ 923 2 

Die Satzung kann die Verfiherung der Unternehmer, die hauptſächlich in der Landwirt⸗ 
ſchaft beſchäftigt ſind, auf die hauswirtſchaftliche Tätigkeit erſtrecken, die mit der Landwirtſchaft 
zuſammenhängt. N 

Das gilt auch für die im Betriebe tätigen Ehegatten der Unternehmer. 
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108. 8 930 erhält folgenden Wortlaut: | 
3 930 
Für den Gegenſtand der Verſicherung gelten aus der gewerblichen Unfallverſicherung die 
88 555 bis 622 entſprechend, ſoweit nicht die 88 932 bis 949 anderes vorſchreiben. 


104. Die $$ 931 bis 941 werden aufgehoben. Desgleichen wird aufgehoben $ 8 von Kapitel II 
der Verordnung vom 1. 3. 1932 (G. Bl. S. 128). 


105. An die Stelle der bisherigen SS 932 bis 941 treten folgende Vorſchriften: 


8 932 
Als Jahresarbeitsverdienſte werden Durchſchnittsſätze (§S§ 933 bis 940) feſtgeſetzt. 


8 933 ö 
Den durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt ſetzt der Senat — Abteilung Sozialver⸗ 
ſicherung — feſt. 

g 8 934 f 

Die durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte werden nach Gruppen feſtgeſetzt; getrennt 

nach dem Geſchlecht, dem Alter und der Art der Beſchäftigung; es kann auch nach Bezirken 

oder nach dem Familienſtand unterſchieden werden. Bei Feſtſetzung der durchſchnittlichen Jahres⸗ 

arbeitsverdienſte ſind die Sätze für Barlöhne und Sachbezüge in den für die Verſicherten gel⸗ 
tenden Tarifverträgen und die üblichen Sondervergütungen zu berückſichtigen. 


§ 935 
Die durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte werden für je vier Jahre feſtgeſetzt. Der 
Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann auch in der Zwiſchenzeit eine neue Feſtſetzung 
vornehmen; dieſe gilt nur bis zur nächſten allgemeinen Feſtſetzung. i 


8 936 ; 
Der Senat — Abteilung Sozialverſich erung — veröffentlicht die feſtgeſetzten Jahresar⸗ 
beitsverdienſte im Staatsanzeiger. 
§ 937 8 
Die Rente richtet ſich zunächſt nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte für die 
Altersſtufe, welcher der Verletzte zur Zeit des Unfalls angehörte, und iſt bei Aufſteigen in 
eine höhere Altersſtufe entſprechend zu er höhen. 


12025 8 938 Fr 5 . 

Trifft der Unfall einen ſchon dauernd teilweiſe Erwerbsunfähigen, ſo wird bei Berech⸗ 
nung der Rente für den Verletzten von dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte nur der⸗ 
jenige Teil zugrunde gelegt, welcher dem Maße der Erwerbsfähigkeit vor dem Unfall entſpricht. 


8 939 ‚ 
Der 8 587 gilt nicht, wenn die Rente nach einem feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahresar⸗ 
beitsverdienſte berechnet wird. 
i : 8 940 
Für Angeſtellte werden durchſchnittliche Jahresarbeitsverdienſte nicht feſtgeſetzt. 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann das gleiche für beſtimmte, nach der 
Art ihrer Beſchäftigung, dem Geſchlecht oder dem Familienſtand bezeichnete Gruppen von Ver⸗ 
ſicherten beſtimmen. b 
Der Jahresarbeitsverdienſt der Unter nehmer und ihrer Ehegatten ſowie anderer im Be⸗ 
triebe Beſchäftigter und Betriebsfremder (§S 552 in Verbindung mit § 922) kann von der 
Satzung abweichend feſtgeſetzt werden. 
8 941 f Frog 1807 
Die Vorſchrift des § 571 b gilt auch für die Verletzten, für welche durchſchnittliche Jahres⸗ 
arbeitsverdienſte feſtgeſetzt ſind. 


106. Die 88 950 bis 955 werden aufgehoben. 


107. $ 972 wird wie folgt geändert: a 
a) Nr. 4 fällt fort; g 
b) die Nr. 5 bis 16 werden Nr. 4 bis 15; 


108, 


109. 
110. 
111. 
112. 


113. 


114. 


115. 


116. 
1417. 
118. 


119. 


120. 


121. 


122. 


123. 
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c) die neue Nr. 13 erhält folgende Faſſ ung: SE 
13, Verfahren bei Anmeldung und Ausſcheiden ſowie Höhe und Ermittlung des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes verſicherter Unternehmer und anderer nach 8 552 in Verbindung 

mit 8 922 Verſicherter; 

d) in der neuen Nr. 15 fallen die Worte „ſowie darüber,“ fort; 

e) die bisherige Nr. 17 fällt fort. 
Der $ 975 erhält folgenden Wortlaut: 
i 8 975 

Für die Genoſſenſchaftsorgane gelten aus der gewerblichen Unfallverſicherung die SS 685 
bis 687, 688 a und 689. Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — beſtellt aus den 
Kreiſen der Beamten der Freien Stadt Danzig den Vorſitzenden des Vorſtandes und ſeinen 
Stellvertreter. Ihre Bezüge trägt ganz oder teilweiſe die Berufsgenoſſenſchaft nach Ne 
Beſtimmung des Senats — Abteilung Sozialverſicherung —. 

Im 8 976 fällt Abſatz 2 fort. 

Im 8 978 wird der Hinweis „(88 690 bis 705)“ abgeändert in „(SS 690 bis 705 a)“. 

§ 986 und § 987 werden aufgehoben. 

Im 8 990 tritt an die Stelle der Worte „Betriebsbeamten und Facharbeitern“ das Wort 
„Angeſtellten“. ö 

Im Abſatz 2 des 8 99s tritt an die Stelle der Worte „Betriebsbeamten und Facharbeitern“ 
das Wort „Angeſtellten“. 

Dem $ 994 wird folgende Vorſchrift als Abſatz 1 eingefügt: 

„Die Satzung kann beſtimmen, daß ein einheitlicher Mindeſtbeitrag erhoben wird. Das 
Landesverſicherungsamt beſtimmt darüber Näheres.“ 

Der bisherige Abſatz 1 wird Abſatz 2. 
§ 1000 erhält folgende Faſſung: 

$ 1000 

Das Genoſſenſchaftsorgan oder die von der Satzung beſtimmte andere Stelle befeibet 
den Unternehmer auf ſeinen Einſpruch ſchriftlich. 

Der Unternehmer kann gegen den Beſcheid Beſchwerde an das Spbibelſcerungsantt er⸗ 
heben. a 
Der $ 1001 wird aufgehoben. 

Im $ 1004 wird die Zahl „1001“ durch die Zahl „1000“ erſetzt. 


§ 1007 erhält folgende Faſſung: 


Die Satzung beſtimmt, ob und welche beſonderen Zuſchläge für Angeſtellte oder Unter⸗ 
nehmer zu erheben ſind. Sie hat, wenn Zuſchläge erhoben werden, das Nähere, insbeſondere 
die Anmeldung, zu ordnen und die Zuwiderhandlung mit Strafe zu bedrohen. 

Hinter § 1010 wird eingefügt: 
§ 1010 a 

Die Satzung kann beſtimmen, daß für Betriebe ohne Bodenwirtſchaft, für Einrichtungen 
der im § 915 Abſ. 1 b) bezeichneten Art, für Nebenbetriebe ($ 918) und für gewerbliche 
Tätigkeiten (§ 921) feſte Beiträge erhoben werden. Sie hat dann das für die Feſtſetzung 
und Einziehung der Beträge geltende Ver fahren zu regeln. a 
Im $ 1016 tritt an die Stelle der Worte 55 oder Facharbeiter“ das Wort „An⸗ 
geſtellte“. 
$ 1017 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſatz 1 des S 1017 tritt an die Stelle der Worte „Betriebsbeamten und einen 

Facharbeiter“ das Wort „Angeſtellten“. 

b) Abſatz 2 erhält folgenden neuen Wortlaut: 
Dabei gilt § 732 Abſ. 2. 
Im 8 1018 tritt an die Stelle der Worte „Betriebsbeamten und Facharbeiter“ das Wort 
„Angeſtellten“. 5 ; 
Im $ 1021 tritt an die Stelle des Hinweiſes⸗ (8 929 Nr. 2)“ der Hinweis „(8 922 in Ver⸗ 
bindung mit 8 533)“, 
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124. $ 1033 wird wie folgt geändert: 


125 


126. 


127. 


128, 


129. 


130. 
181. 


132. 


a) Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 
Iſt die Freie Stadt Danzig Verſicherungsträger, fo gelten aus der gewerblichen Un⸗ 
fallverſicherung die 88 892, 893, 895, 897. f 
b) Im Abſatz 2 treten folgende Anderungen ein: 
1. an die Stelle der Zahl „984“ tritt die Zahl „983“ 
2. an die Stelle des Hinweiſes „(88 985 bis 987)“ tritt „(8 985)“; 
3. die Worte „die Vorſchriften über weitere Einrichtungen (§ 1029),“ fallen fort; 
4. an die Stelle der Zahl „848“ tritt die Zahl „848 a“, 
c) Abſatz 3 erhält folgenden Wortlaut: 

Der Senat — Abteilung Sozial verſicherung — kann anordnen, daß die Feſtſetzung 
durchſchnittlicher Jahresarbeitsverdienſte nach den SS 932 bis 935 unterbleibt. Dann ſind 
für jeden Betrieb die für den Betriebs ſitz geltenden Feſtſetzungen der durchſchnittlichen Jah⸗ 
resarbeitsverdienſte der landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft maßgebend. 

. 1046 wird dahin geändert: 
a) In Nr. 2 tritt an Stelle des Wortes „deutſchen“ das Wort „Danziger“; 
b) hinter Nr. 3 wird folgende Nr. angefügt: 
4. zu ihrer beruflichen Ausbildung in Lehrwerkſtätten, Fachſchulen, Schulungskurſen und 


ähnlichen Einrichtungen beſchäftigt werden, die der Ausbildung für die in Nr. 1 bis 
Nr. 3 genannten Tätigkeiten dienen. 


Hinter $ 1049 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
8 1049 a 
Der $ 639 b gilt entſprechend. 
Im $ 1054 erhält Abſatz 1 Nr. 2 folgende Faſſung: 


2. Unfälle Danziger Seeleute bei freier Zurückbeförderung, die ihnen nach dem Handels⸗ 
geſetzbuch oder nach der Seemannsordnung (Reichsgeſetzbl. 1902 S. 175) gewährt wird, 
oder bei Mitnahme auf Danziger Seefahrzeugen nach dem Geſetze betreffend die Ver⸗ 
pflichtung der Kauffahrteiſchiffe zur Mitnahme heimzuſchaffender Seeleute (Reichsgeſetzbl. 
1902 S. 212). 


Hinter § 1055 tritt: 
5 § 1055 a 
Für die Verſicherung bei der Verwahrung, Beförderung, Inſtandhaltung und Erneuerung 
des Arbeitsgeräts ſowie auf dem Wege zur Arbeitsſtätte und von der Arbeitsſtätte gelten 
die 88 545 a, 545 b, 545 c aus der gewerblichen Unfallverſicherung. 
§ 1058 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 1058 


Verſichert ſind auch Unternehmer ſolcher gewerblicher Unternehmungen, die nach § 1120 
verſichert werden. f 


Die Verſicherungspflicht beſteht nur, wenn der Unternehmer zur Beſatzung des Fahrzeugs 
gehört und bei dem Betriebe regelmäßig keine oder höchſtens zwei Verſicherungspflichtige gegen 
Entgelt beſchäftigt. 


$ 1063 fällt fort. 


Abſatz 1 von $ 1065 wird wie folgt geändert: 


Für den Gegenſtand der Verſicherung gelten aus der gewerblichen Unfallverſicherung die 
88 555 bis 614, 616 bis 622 entſprechend, ſoweit nicht die 88 1066 bis 1072, 1079 bis 1094, 
1096 bis 1113, 1115, 1116 anderes vorſchreiben. 


An die Stelle des $ 1066 tritt folgende Beſtimmung: 


§ 1066 


Die Verletzung des 8 93 Abſ. 2, 3, der 88 95 bis 97 der Seemannsordnung gilt nicht 
als Vergehen im Sinne des § 557 Abſ. 1. — 


| 


133: 


134. 


188. 


136. 


137. 


138. 


139. 
140. 


141. 
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Hinter $ 1066 wird eingefügt: 
§ 1066 a 
Von den Vorſchriften über den Jahresarbeitsverdienſt gelten die 88 564 bis 569 b, 570 
bis 571 nicht bei Unfällen 
1. von Perſonen, die zur Beſatzung von Seefahrzeugen gehören, mit Ausnahme der in 
Schlepper⸗ und Leichterbetrieben Beſchäftigten, 
2. der im S 1079 Bezeichneten, 
3. von nach § 1120 Verſicherten. 
§ 1067 erhält folgende Faſſung: 
§ 1067 
Als Jahresarbeitsverdienſt der Perſonen, die zur Beſatzung von Seefahrzeugen gehören, 
mit Ausnahme der in Schlepper- und Leichterbetrieben Beſchäftigten, gilt das Zwölffache des 
Durchſchnittſatzes, der zur Zeit des Unfalls bei Anmuſtern oder Anwerben an barem Ent⸗ 
gelt (Heuer) für den Monat gewährt wird; dazu wird ein Durchſchnittſatz als Geldwert der 
auf Seefahrzeugen gewährten Beköſtigung gerechnet. 
§ 1068 erhält folgende Faſſung: 
$ 1068 
Den monatlichen Durchſchnitt und den Durchſchnittſatz für Beköſtigung ſetzt das Landes⸗ 
verſicherungsamt feſt. 


An die Stelle des § 1069 tritt folgende Vorſchrift: 


§ 1069 

Die Feſtſetzung erfolgt einheitlich für die ganze Danziger Küſte, und zwar nach den Lohn⸗ 
ſätzen, welche die einzelnen Klaſſen der Schiffsbeſatzung zur Zeit der Feſtſetzung beziehen. Der 
Durchſchnitt kann auch nach der Gattung der Schiffe abgeſtuft werden. 

Für die Klaſſen der Schiffsbeſatzung, die neben Lohn oder Gehalt regelmäßige Neben⸗ 
einnahmen haben, wird auch deren durchſchnittlicher Geldwert bei der Feſtſetzung des Durch⸗ 
ſchnitts eingerechnet. 

Bei der Feſtſetzung ſind die Sätze für Barlöhne und Sachbezüge abgeſchloſſener Tarifver⸗ 
träge zu berücksichtigen. Die Vorſchrift des 8 1067 Halbſatz 2 wird hierdurch nicht berührt. 


An die Stelle des § 1070 tritt folgende Vorſchrift: 


8 1070 
Bei Perſonen der Schiffsbeſatzung, für die kein beſonderer Durchſchnitt feſtgeſetzt iſt, 
werden drei Viertel des für Vollmatroſen feſtgeſetzten Durchſchnitts gerechnet. 


Hinter § 1070 tritt: 
8 1071 ; 
Die Feſtſetzung wird in jedem Jahr einmal nachgeprüft. Die Nachprüfung kann auch in 
der Zwiſchenzeit erfolgen. e 
§ 4 des Artikels IV der Verordnung vom 1. 7. 32 (G. Bl. S. 409) wird aufgehoben. 


Hinter § 1071 tritt: 

; § 1071 a f 

Das Landesverſicherungsamt kann anordnen, daß als Jahresarbeitsverdienſt nach den 
88 1067 bis 1070 für die Beſatzung einzelner Danziger Seefahrzeuge der tatſächliche Verdienſt 
gilt. Das Landesverſicherungsamt kann auch beſondere Beſtimmungen wegen des Geldwertes 
der gewährten Beköſtigung erlaſſen. 
§ 1072 erhält folgende Faſſung: 

§ 1072 

Die Rente eines Verletzten, der unter § 1067 fällt, iſt vom Ablauf des ſiebzehnten Lebens⸗ 
jahrs nach dem Durchſchnittſatze für Leichtmatroſen und vom Ablauf des neunzehnten Lebens⸗ 
jahrs nach dem für Vollmatroſen zu erhöhen, wenn ſie nach einem geringeren Durchſchnittſatze 
berechnet war. 3 

Hatte der Verletzte zur Zeit des Unfalls das neunzehnte Lebensjahr ſchon vollendet, ſo 
iſt ſeine Rente, wenn das Zwölffache des für ihn maßgebenden Durchſchnittſatzes niedriger iſt 
als das Dreihundertfache des Ortslohns für Erwachſene über einundzwanzig Jahre, der zur 
Zeit des Unfalls in dem Heimathafen ſeines Schiffes gilt, nach dieſem Dreihundertfachen zu 
berechnen. N 88 -BHENEIO 


78188 


142. 
143. 
144. 


145. 


146. 
147. 
148. 


149. 
150. 
151. 


152. 


153. 


154. 


155. 
156. 


157, 
158. 
159. 
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Die $3 1073 bis 1078 werden aufgehoben. 
Satz 2 des $ 1079 fällt fort. 
§ 1080 erhält folgende Faſſung: 
§ 1080 

Bei Verſicherten, die nach § 1120 verſichert ſind, gilt als Jahresarbeitsverdienſt das 
Dreihundertfache des Ortslohns, der zur Zeit des Unfalls für den Sitz des Betriebs feſtgeſetzt 
iſt. Die Rente für verletzte Jugendliche, die nach dem Ortslohn berechnet wird, richtet ſich 
zunächſt nach der Altersſtufe, auf der fie den Unfall erleiden, und iſt bei Aufſteigen in eine 
höhere Altersſtufe entſprechend zu erhöhen. 
Hinter § 1082 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


$ 1082 a 
Die $$ 1081, 1082 gelten nicht für den Jahresarbeitsverdienſt bei Sterbegeld und Hin⸗ 
terbliebenenrenten. 
Im Abſatz 1 des $ 1087 treten an Stelle der Worte „zur Zweiganſtalt gehören“ die Worte 
„nach $ 1120 verſichert find“. 
Im Abſatz 1 und Abſatz 2 des 8 1090 tritt an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ das Wort 
„Genoſſenſchaft“. 
Im Abſatz 1 und Abſatz 2 des $ 1091 tritt an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ das Wort 
„Genoſſenſchaft“. 
Der $ 1095 wird aufgehoben. 
Im $ 1096 fällt Abſatz 2 fort. 
$ 1097 erhält folgende Faſſung: 
8 1097 
Das Sterbegeld beträgt für Seeleute bei der Berufsgenoſſenſchaft zwei Drittel des monat⸗ 
lichen Durchſchnitts (88 1067 bis 1072). 
Es beträgt für Verſtorbene, die nach 8 1120 verſichert waren, das Zwanzigfache des 
Ortslohns nach § 1080. 
An die Stelle des $ 1098 tritt folgende Vorſchrift: 
$ 1098 
Im Sinne des $ 596 ſteht der Aufenthalt an Bord eines Danziger Schiffes dem Aufent⸗ 
halt im Inland gleich. 
$ 1101 erhält folgende Faſſung: 
8 1101 
Der $ 587 gilt nicht, wenn die Rente nach dem feſtgeſetzten monatlichen Durchſchnitt 
($ 1068) berechnet wird. 8 
$ 1106 wird wie folgt geändert: 
a) Abſatz 1 Satz 2 lautet: 
Dies gilt nicht für die nach $ 1120 Verſicherten. ' 
b) Im Abſatz 2 tritt an Stelle des Hinweiſes ‚‚(8$ 1067 bis 1073, 8 1097 Abſ. 1 Nr. 1 b)“ 
der Hinweis „(S8 1067 bis 1072)“. i 
Im $ 1111 tritt an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ das Wort „Genoſſenſchaft“. 
§ 1113 erhält folgende Faſſung: 
$ 1113 
Bei Seeleuten in ausländiſchen Krankenhäuſern tritt für die Anwendung des 8 605 Abſ. 2 
an die Stelle des Verſicherungsamts das Seemannsamt, in deſſen Bezirke das Krankenhaus 
liegt. 
§ 1114 fällt fort. 
§ 1115 fällt fort. 
a) Ziffer 5 des Artikels 1 der Verordnung vom 8. Juni 1934 zur Ergänzung der Ver⸗ 
ordnung gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und 
Beſſerung vom 28. Februar 1934 (G. Bl. S. 455) wird aufgehoben. 
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b) & 1116 erhält folgende Abſätze 1 bis 3: 
Für das Ruhen der Rente bei Freiheitsſtrafe oder Sicherungsverwahrung gilt $ 615 
Abſ. 1 Nr. 1, Abſ. 4 aus der gewerblichen Unfallverſicherung. 
Das Recht auf den Bezug der Rente ruht auch, ſolange der Berechtigte 
1. auf fremden Kriegsſchiffen Dienſte tut, 
2. ohne auf einem Danziger Schiffe angemuſtert zu ſein, ſich freiwillig gewöhnlich im 
Ausland aufhält und es unterläßt 
der Berufsgenoſſenſchaft ſeinen Aufenthalt mitzuteilen, 
als Verletzter auf Verlangen der Genoſſenſchaft ſich von Zeit zu Zeit bei einem 
Seemannsamte vorzuſtellen. 
Das Nähere über Mitteilung und Vorſtellung beſtimmt das Landesverſiche⸗ 
rungsamt. 5 
Weiſt der Berechtigte nach, daß er ohne ſein Verſchulden die vorgeſchriebene Mit⸗ 
teilung und Vorſtellung unterlaſſen hat, ſo lebt inſoweit das Recht auf die Rente 
wieder auf. a 
3. als Ausländer wegen Verurteilung in einem Strafverfahren aus dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig ausgewieſen iſt. ; 
Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — kann das Ruhen der Rente für 
ausländiſche Grenzgebiete oder für Angehörige ſolcher auswärtiger Staaten aus⸗ 
ſchließen, deren Geſetzgebung Danziger Staatsangehörigen und deren Hinterbliebenen 
eine entſprechende Fürſorge gewährleiſtet. 

Iſt die Ausweiſung des berechtigten Ausländers (Abſ. 2 Nr. 3) nicht wegen Verur⸗ 
teilung oder aus Anlaß der Verurteilung in einem Strafverfahren angeordnet, ſo gilt 
für ihn Abſ. 2 Nr. 2. 

c) Der bisherige Abſatz 3 des § 1116 wird Abſatz 4. 


160. 8 1117 fällt fort. 
161. Im 8 1118 fällt der zweite Halbſatz fort. 


162. 


163. 


164. 


165. 


166. 


Ss 1120 erhält folgenden Wortlaut: 
§ 1120 
Es werden auch verſichert Kleinbetriebe 


1. der Seeſchiffahrt, 


2. der Seefiſcherei, 
3. der Fiſcherei mit Fahrzeugen der im S 1049 bezeichneten Art. 

Träger dieſer Verſicherung iſt die Genoſſenſchaft. 

Kleinbetriebe der Seeſchiffahrt (Abſ. 1 Nr. 1) ſind Betriebe der Seeſ ſchiffahrt, wenn das 
Seefahrzeug nicht mehr als fünfzig Raum meter Geſamtraum hält und weder Zubehör eines 
größeren Fahrzeugs noch zur Fortbewegung durch Dampf oder andere Maſchinenkräfte ein⸗ 
gerichtet iſt. 

Welche Betriebe als Kleinbetriebe der Seefiſcherei oder der Fiſcherei nach Abſ. 1 Nr. 2, 3 
gelten, beſtimmt das Landesverſicherungsamt. 


§ 1131 erhält folgende Faſſung: 


2 


§ 1131 5 
Die SS 1128 bis 1130 gelten nicht für die nach S 1120 verſicherten Unternehmungen. E 


S 1132 erhält folgenden Wortlaut: 


$ 1132 
Die Eröffnung eines Betriebes hat der Unternehmer unverzüglich dem Genoffenihäflsone 
ſtand anzumelden. Seefahrzeuge, die unter Danziger Flagge in Dienſt geſtellt werden ſollen, 


hat der Eigentümer bereits nach ihrem Erwerb unverzüglich dem Genoſſenſchaftsvorſtand an⸗ 


umelden. 

: Die Schiffsvermeſſungsbehörde teilt jede Vermeſſung, die Schiffsregiſterbehörde den Ein⸗ 
gang jedes Antrags auf Eintragung eines neuen Fahrzeugs ſowie jede Eintragung eines 
neuen Fahrzeugs dem Genoſſenſchaftsvorſtand unverzüglich mit. 

Im Abſatz 2 des $ 1133 treten an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ die Worte „nach 
§ 1120 verſicherten Unternehmungen“. 


Im $ 1147 tritt an Stelle der Zahl „705“ die Zahl „705 al. 


167. 
168. 


169. 


170. 
171. 
172. 


173. 


174. 


175. 


176. 


7 


178. 


1:19, 


180. 
181. 


182. 


183. 
184. 
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Im Abſatz 3 des $ 1148 treten an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ die Worte „nach 
§ 1120 verſicherten Unternehmungen“. 


Im 8 1162 fallen die Worte „und für die Verwaltungskoſten der Zweiganſtalt ($ 1192)“ 


fort. 
§ 1163 wird wie folgt geändert: 
a) Im Abſatz 1 treten an Stelle der Worte „Zweiganſtalt“ die Worte „den nach $ 1120 
Verſicherten“; 
b) im Abſatz 2 treten an Stelle des Wortes „Zweiganſtalt“ die Worte „Genoſſenſchaft 
für die nach S 1120 Verſicherten“. 
Abſatz 2 des § 1164 fällt fort. 
Abſatz 1 des S 1165 fällt fort. Abſatz 2 wird Abſatz 1. 
In Nr. 1 des $ 1169 wird hinter dem Wort „ergeben“ der Strichpunkt durch ein Komma 
erſetzt und wird folgender Zuſatz eingefügt: 
„bei Anordnung nach $ 1071 a nach dem tatſächlichen Verdienſt;“, 
An die Stelle des § 1170 tritt folgende Vorſchrift: 
§ 1170 
Für die Umlage gilt $ 732 Abi. 2. 


Hinter § 1170 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 


§ 1170 a 

Die Satzung kann beſtimmen, daß in den Fällen des § 1046 Nr. 4 feite e er⸗ 
hoben werden. Sie hat dann das für die Feſtſetzung und Einziehung der Beiträge geltende 
Verfahren zu regeln. 

Im $ 1173 erhält Abſatz 3 folgende Faſſ ung: 

Werden bei Verluſt eines Schiffes Danziger Seeleute frei zurückbefördert oder auf Dan⸗ 
ziger Seefahrzeugen mitgenommen ($ 1054 Nr. 2), jo wird für dieſe Zeit der Beitrag nicht 
gekürzt. 
§ 1176 erhält folgende Faſſung: 

§ 1176 

Für den Auszug aus der Heberolle, ſeine Zuſtellung, die Zahlungsaufforderung in 
die Zwangsvollſtreckung gelten die Vorſchriften der gewerblichen Unfallverſicherung (§8 754, 
754 a); iſt ein Reedereileiter oder Bevollmächtigter beſtellt, ſo iſt dieſem zuzuſtellen. 

Der Siebente Abſchnitt erhält an Stelle der Überſchrift „Zweiganſtalt für den Kleinbetrieb 
der Seeſchiffahrt ſowie für See⸗ und Küſtenfiſcherei.“ folgende Überſchrift: 

„Beſondere Vorſchriften für die nach 8 1120 verſicherten Unternehmungen.“. 
§ 1186 erhält folgende Faſſung: 

$ 1186 

Nach dieſen Vorſchriften ſind diejenigen Perſonen verſichert, die in Schiffahrts⸗ und Fiſche⸗ 
reibetrieben der im § 1120 bezeichneten Art beſchäftigt ſind. 

Im $ 1187 treten an die Stelle der Worte „Bei der Zweiganſtalt ſind auch“ die Worte „Nach 
dieſen Vorſchriften ſind weiter“. 
Die §S 1188 bis 1194 fallen fort. 


Im Neunten Abſchnitt der See-Unfallverfiherung werden hinter der Überſchrift „Unfallver⸗ 
hütung. Überwachung.“ folgende Vorſchriften eingefügt: 
J. Allgemeines. 
8 1199 
Für die Unfallverhütung und die erſte Hilfe bei Unfällen gilt $ 848 aus der ge 
Unfallverſicherung. 


Im Neunten Abſchnitt der See⸗Anfallverſicherung wird die bisherige Ziffer I Ziffer II, die 
bisherige Ziffer II Ziffer III. 
Der bisherige § 1199 wird § 1199 a. 


Der § 1199 a erhält folgenden Abſatz 3: 
Dabei gilt der § 848 b aus der gewerblichen Unfallverſicherung. 


185. 


186. 


187. 


188. 


189. 


190. 


191. 


192. 


193. 


194. 


195. 
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Satz 1 von $ 1201 erhält folgende Faſſuung: f TR E 
Zuwiderhandlungen der Unternehmer und der Verſicherten gegen die Vorſchriften tonnen 
mit Ordnungsſtrafe in Geld bedroht werden, und zwar Zuwiderhandlungen der Iniernehmer 
mit Geldſtrafe bis zu 50000- Gulden. N 
Satz 2 von $ 1202 erhält folgende Faſſung: 
Sie kann ihm für jede Nachläſſigkeit Ordnungsſtrafe in Geld androhen. 
Im Abſatz 4 des § 1208 wird der Hinweis „(§ 1199 Abi. 1 Nr. 2)“ erſetzt durch „(§S 1199 a 
Abſ. 1 Nr. 2)“. 
$ 1215 erhält folgende Faſſung: 
§ 1215 
Der Genoſſenſchaftsvorſtand kann gegen die nach den 88 1210, 1213 Verpflichteten 1 bei 
Zuwiderhandlung gegen ihre Pflichten Ordnungsſtrafe in Geld verhängen. a 
Das Seemannsamt kann gegen die nach den SS 1213, 1214 Verpflichteten bei Zuwider⸗ 
handlung gegen ihre Pflichten dem Seemannsamte gegenüber Ordnungsſtrafe in Geld ver⸗ 
hängen. 
§ 1216 erhält folgende Faſſung: 
§ 1216 
Aus der gewerblichen Unfallverſicherung gelten die Vorſchriften über 
Vereidigung ($ 882), 
Berichte und Mitteilungen über Name und Wohnſitz der techniſchen Aufſichtsbeamten ſo⸗ 
wie über Unfallverhütung und erſte Hilfe bei Unfällen ($ 883). 
Jedoch tritt für die Mitteilung an Stelle des Staatlichen Aufſichtsbeamten das Landesver⸗ 
ſicherungsamt. 
$ 1218 wird wie folgt geändert: 
a) An die Stelle der Worte „das Reich oder ein Bundesſtaat“ treten die Worte „die Freie 
Stadt Danzig“; 
b) im Abſatz 2 werden abgeändert: 
1. die Zahlen „SS 1123 bis 1157“ in „SS 1123 bis 1156 und der $ 1157 in Ver⸗ 
bindung mit $ 717“; : 
2. an die Stelle der Worte „über die Zweiganſtalt“ treten die Worte „nach den“; die 
Klammern des folgenden Hinweiſes fallen dabei fort; 
3. die Worte „die Vorſchriften über weitere Einrichtungen ($ 1198),“ fallen fort; 
4. an die Stelle der Zahl „1199“ tritt die Zahl „1199 a“, 
Nr. 2 von $ 1221 erhält folgende Faſſung: 
2. Betriebe, Seefahrzeuge oder Betriebsänderungen anzumelden, 
§ 1568 wird wie folgt geändert: > 
a) In Nr. 1a) treten hinter die Worte „Hauspflege ($ 599)“ die Worte „oder Berufs⸗ 
fürſorge (8 558 Abſ. 2); 
b) in Nr. Le) treten hinter das Wort „Sterbegeld“ die Worte „oder Witwenbeihilfe“. 
Hinter § 1569 wird eingefügt: 
§ 1569 a 
Eine förmliche Feſtſtellung hat zu geſchehen, wenn es ſich handelt um 
. Gewährung von Renten, die nicht nur für die Vergangenheit gewährt werden, 
. Anderung, Entziehung und Ruhen von Renten, 
. Heilanitaltspflege, 
Abfindung. 
Im übrigen erfolgt eine förmliche Feſtſtellung nur auf Antrag des Berechtigten oder An⸗ 
weiſung der Aufſichtsbehörde. 
Im $ 1582 erhält Abſatz 1 folgenden Satz 2: 
Er muß auf Verlangen des Verletzten gehört werden. 


§ 1583 erhält folgende Faſſung: 


B d 


$ 1583 

Die zur Feſtſtellung berufene Stelle (SS 1568 bis 1570) erteilt in den Fällen der förm⸗ 
lichen Feſtſtellung einen ſchriftlichen Beſcheid. 

In dem Beſcheide, der eine Kapitalabfindung gemäß § 616 Abſ. 1 feſtſtellt, ſind dem 
Berechtigten die Vorſchriften des $ 616 Abſ. 2 mitzuteilen. 
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196. Im $ 1682 werden erſetzt 
t a2) die Zahl „952“ durch die Zahl „930% 
b) die Zahlen „955, 1117“ durch die Zahlen „930, 1065“; d NE 
197. Im $ 1689 werden erſetzt die Zahlen „955, 1117“ durch die Zahlen „930, 1065, 
198. Hinter $ 1770 wird eingefügt: 
Fünfter Abſchnitt. 
Beſondere Vorſchriften für das Verfahren über Berufsfürſorge. 
$ 1770 4 N 
Das Landesverſicherungsamt kann das Verfahren über Berufsfürſorge ($ 558 Abſ. 2) ab⸗ 
weichend von dem Feſtſtellungsverfahren in der Unfallverſicherung regeln. 


Artikel II 
1. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 in Kraft. 
2. Anſprüche aus Unfällen, die ſich ſeit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ereignet haben oder 
ereignen werden, beſtimmen ſich nach den Vorſchriften dieſer Verordnung. 57 
3. Anſprüche aus Unfällen, die ſich vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ereignet haben, be⸗ 
ſtimmen ſich nach den bisherigen Vorſchriften, ſoweit Ziffer 4 dieſes Artikels nichts anderes 
vorſchreibt. 5 
4. Die Vorſchriften des Artikels I Ziffer 19 und 20, Ziffer 22, von Ziffer 29 die 88 588 und 589, 
Ziffer 34 und Ziffer 37 gelten auch für Unfälle, die ſich vor dem Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
nung ereignet haben. Bei Todesfall gelten die Vorſchriften des Artikels I Ziffer 29 bis 32 und 
Ziffer 34 auch dann, wenn ſich zwar der Unfall vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung er⸗ 
eignet hat, der Todesfall jedoch erſt nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eingetreten iſt. 
Hinſichtlich der Berechnung, Begrenzung und Feſtſetzung der Leiſtungen nach Satz 1 und Satz 2 
verbleibt es jedoch für den Jahresarbeitsverdienſt bei den bisherigen Vorſchriften. Satz 1, 2 
und 8 gelten entſprechend für die landwirtſchaftliche und See⸗Unfallverſicherung. 
Ziffer 159 von Artikel I tritt mit dem 15. Juni 1934 in Kraft. 
. Leiltungen nach dieſer Verordnung beginnen früheſtens mit dem 1. Oktober 1938. 
Soweit Bedienſtete einer Berufsgenoſſenſchaft bei Inkrafttreten dieſer Verordnung auf Lebens⸗ 
zeit mit Ruheſtandsverſorgung und Hinterbliebenenverſorgung von der Berufsgenoſſenſchaft 
durch Anſtellungsurkunde oder Dienſtvertrag angeſtellt ſind und laut Anſtellungsurkunde oder 
Dienſtvertrag oder der der Anſtellungsurkunde oder dem Dienſtvertrag beigegebenen oder ihr 
zugrundeliegenden Dienſtordnung die Rechte und Pflichten der unmittelbaren Staatsbeamten 
der Freien Stadt Danzig oder der gemeindlichen Beamten der Stadtgemeinde Danzig haben 
oder den unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig oder den gemeindlichen 
Beamten der Stadtgemeinde Danzig vermögensrechtlich gleichgeſtellt ſind, ſind ſie Beamte der 
Berufsgenoſſenſchaft im Sinne der Vorſchrift von Artikel I Ziffer 46. 1 
8. Soweit durch dieſe Verordnung nicht frühere Vorſchriften aufgehoben oder abgeändert werden, 
ö bleiben ſie unberührt. 0 
9. Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf den Verſicherungsträger der Unfallverſicherung 
bei den Polniſchen Staatsbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig einſtweilen keine An⸗ 
wendung. i — 


AD 


d Artikel III 5 5 : 

Der Senat iſt ermächtigt, zur Durchführung und Ergänzung der Vorſchriften dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann Vorſchriften der 
Reichsverſicherungsordnung zweck Anpaſſung an die Vorſchriften dieſer Verordnung ändern. 

Der Senat — Abteilung Sozialverſicherung — iſt ferner ermächtigt, die Beſtimmungen der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung über die Unfallverſicherung im Geſetzblatt neu bekanntzugeben. Der Senat — 
Abteilung Sozialverſicherung — kann dabei überholte Vorſchriften weglaſſen, Unſtimmigkeiten beſeitigen 
ſowie Umſtellungen und ſolche Anderungen vornehmen, die nur die Faſſung betreffen oder ſich aus 
einer Anderung des Rechts oder der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe ergeben. N 3 


Danzig, den 3. Oktober 1938. 


Der Senatder Freien Stadt Danzig 
S. I. 7. L. 446. Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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